
Verkehrsraum-Sondernutzungssatzung  

Die Stadt Waldmünchen erläßt aufgrund Art. 23 und 2 4 Abs. l Nr. l, 
Abs. 2 Satz 2 der Gemeindeordnung für den Freistaat  Bayern (GO) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 06.01.1993 (GVBl . S. 65) - FN 
BayRS 2020-1-1-I, geändert durch Gesetz vom 10.08.1 994 (GVBl. S. 
761) und der Art. 18 Abs. 2a, 22a und 56 Abs. 2 des  Bayer. 
Straßen- und Wegegesetzes (BayStrWG) - BayRS 91-1-I  - geändert 
durch Gesetz vom 16.07.1986 (GVBl. S. 135) folgende  

Verkehrsraum-Sondernutzungssatzung:  

§ l 
Geltungsbereich  

1. Diese Satzung gilt für Sondernutzungen an den in  der Baulast 
der Stadt stehenden Straßen, Wegen und Plätzen. Zu den Straßen 
gehören insbesondere  
a) Ortsdurchfahrten von Staatsstraßen,  
b) Kreisstraßen,  
c) Gemeindestraßen,  
d) sonstige öffentliche Straßen,  
e) die dem Fußgängerverkehr gewidmeten Fußgängerber eiche.  

2. Zu den Bestandteilen der Straßen gehören insbeso ndere die 
Fahrbahnen, die Trenn-, Seiten-, Rand- und Sicherhe its-
streifen, die Geh- und Radwege, sowie der Luftraum über dem 
Straßenkörper. 

3. Sondernutzungen an öffentlichen Straßen in der S tadt 
Waldmünchen unterliegen, soweit die Stadt Träger de r 
Straßenbaulast ist, dem öffentlichen Recht, auch we nn durch 
sie der Gemeingebrauch nicht beeinträchtigt werden kann. 

§ 2 
Sondernutzung 

Eine Sondernutzung im Sinne dieser Satzung liegt vo r, wenn 
Straßen, Wege und Plätze über den Gemeingebrauch hi naus, d.h. 
nicht ausschließlich zum Zwecke des Verkehrs benutz t werden. 
Gemeingebrauch ist die Benutzung der Straßen im Rah men ihrer 
Widmung für den Verkehr.  

§ 3 
Erlaubnis 

1. Sondernutzungen bedürfen der Erlaubnis. Die Erla ubnis wird 
nach vorhergehendem Antrag auf Zeit oder auf Widerr uf erteilt. 
Sie kann unter Bedingungen und Auflagen erteilt wer den. 
Auflagen können auch nachträglich festgesetzt werde n, soweit 
dies das öffentliche Interesse erfordert. Auf die E rteilung 
der Erlaubnis besteht kein Rechtsanspruch. 
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2. Wird von einer auf Widerruf erteilten Erlaubnis nicht mehr 
Gebrauch gemacht, ist dies der Stadt Waldmünchen un verzüglich 
anzuzeigen. Mit Eingang der Anzeige oder zu einem v om 
Erlaubnisnehmer angegebenen späteren Zeitpunkt ende t die 
Erlaubnis. 

3. Die Erlaubnis ersetzt nicht etwaige nach anderen  Vorschriften 
notwendige Genehmigungen oder Zustimmungen. 

§ 4 
Erlaubnisantrag 

Der Erlaubnisantrag ist mit Angaben über Art, Ort u nd Dauer der 
Sondernutzung bei der Stadt Waldmünchen zu stellen.  Die Stadt kann 
dazu Erläuterungen durch Zeichnungen, textliche Bes chreibungen 
oder in sonst geeigneter Weise verlangen. 

§ 5 
Erlaubnisversagumg 

1. Die Erlaubnis ist zu versagen, wenn 
a) durch die Sondernutzung eine nicht vertretbare 

Beeinträchtigung der Sicherheit oder Leichtigkeit d es 
Verkehrs zu erwarten ist, die auch durch Bedingunge n oder 
Auflagen nicht ausgeschlossen werden kann; 

b) wenn die Sondernutzung gegen andere Rechtsvorsch riften 
verstößt; 

c) wenn durch eine Häufung von Sondernutzungen der 
Gemeingebrauch besonders beeinträchtigt wird. 

2. Die Erlaubnis soll versagt werden, wenn durch di e Gestaltung 
der Sondernutzung das Stadtbild leidet. Die Berücks ichtigung 
von stadtplanerischen oder gestalterischen Gründen zur 
Versagung der Erlaubnis gilt insbesondere für den 
Fußgängerbereich. 

3. Die Erlaubnis kann versagt werden, wenn den Inte ressen des 
Gemeingebrauchs, insbesondere der Sicherheit oder L eichtigkeit 
des Verkehrs oder des Schutzes des öffentlichen 
Verkehrsgrundes oder anderer rechtlich geschützter Interessen 
der Vorrang gegenüber der Sondernutzung gebührt. 

§ 6 
Widerruf 

1. Die Stadt behält sich vor, bei Verstoß gegen die  Auflagen der 
Sondernutzungserlaubnis bzw. bei Verstoß gegen eine  
gesetzliche Vorschrift, insbesondere dieser Satzung , oder aus 
anderen im öffentlichen Interesse liegenden Gründen  die 
Erlaubnis zu ändern oder zu widerrufen. 

2. Die Erlaubnis kann auch widerrufen werden, wenn die 
Sondernutzungsgebühren nicht oder nicht rechtzeitig  entrichtet 
werden. 
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§ 7 
Beseitigen von Anlagen und Gegenständen 

1. Endet die Erlaubnis oder wird sie widerrufen, so  hat der 
Erlaubnisnehmer die Sondernutzungsanlage oder sonst ige zur 
Sondernutzung verwendete Gegenstände unverzüglich z u 
beseitigen. In begründeten Fällen können Ausnahmen zugelassen 
werden. 

2. Der frühere Zustand der Straße ist wieder herzus tellen. Die 
Stadt kann gegenüber dem Erlaubnisnehmer bestimmen,  in welcher 
Weise dies zu geschehen hat. 

3. Die Absätze l und 2 gelten entsprechend, wenn di e Erlaubnis 
für eine bereits ausgeübte Sondernutzung versagt wi rd. 

§ 8 
Haftung 

1. Der Erlaubnisnehmer ist verpflichtet, die Sonder nutzungs-
anlage oder den Gegenstand der Sondernutzung nach d en 
gesetzlichen Vorschriften und den anerkannten Regel n der 
Technik zu errichten und zu unterhalten. 

 Er haftet für die Verkehrssicherheit der angebrach ten oder 
aufgestellten Sondernutzungsanlagen und Gegenstände . Die Stadt 
Waldmünchen kann den Abschluß einer ausreichenden 
Haftpflichtversicherung verlangen. 

2. Wird durch die Sondernutzung der Straßenkörper b eschädigt, so 
hat der Verpflichtete die Fläche verkehrssicher zu schließen 
und der Stadt schriftlich anzuzeigen, wann die vorl äufige 
Instandsetzung abgeschlossen ist und die Straße dem  
öffentlichen Verkehr wieder zur Verfügung steht. Er  haftet bis 
zur endgültigen Wiederherstellung. 

3. Mehrere Verpflichtete haften als Gesamtschuldner  für Schäden, 
die der Stadt aus der Sondernutzung entstehen. Die Haftung 
gegenüber Dritten richtet sich nach den gesetzliche n 
Bestimmungen. 

4. Der Erlaubnisnehmer hat bei Widerruf der Erlaubn is oder bei 
Sperrung, Änderung, Umstufung oder Einziehung der S traße 
keinen Ersatzanspruch gegen die Stadt. Das Gleiche gilt, wenn 
von der Erlaubnis wegen des Verhaltens Dritter nich t oder nur 
teilweise Gebrauch gemacht werden kann. 

5. Die Stadt haftet dem Erlaubnisnehmer nicht für S chäden an 
Sondernutzungsanlagen, es sei denn, daß den zuständ igen 
Stellen oder Bediensteten Vorsatz oder grobe Fahrlä ssigkeit 
zur Last gelegt werden kann. 
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§ 9 
Erlaubnisfreie Sondernutzungen 

Keiner Erlaubnis nach dieser Satzung bedürfen 

1. baurechtlich genehmigte Balkone, Erker und Vorst ufen, 
2. baurechtlich genehmigte Schaufenster, Schaukäste n und 

Warenautomaten, soweit sie nicht mehr als 15 cm in den 
öffentlichen Verkehrsraum hineinragen, 

3. parallel zur Hausfront verlaufende Werbeanlagen,  die nicht 
mehr als 15 cm in den öffentlichen Verkehrsraum hin einragen 
oder in einer Höhe von mehr als 3 m über dem Boden angebracht 
sind, 

4. Reklameeinrichtungen, die den notwendigen Kontak t nach Außen 
vermitteln; insbesondere Firmennamen und Firmenzeic hen, wenn 
sie an der Betriebsstätte auf den Inhaber oder die Art des 
Betriebes hinweisen und nicht mehr als 30 cm in den  
Straßenraum hineinragen oder in einer Höhe von mehr  als 3 m 
über dem Boden angebracht sind, 

5. Versammlungen im Sinne des Versammlungsgesetzes,  
6. das Bereitstellen von Taxis zur Fahrgastaufnahme , 
7. einziehbare Markisen. 

§ 10 
Einschränkungen erlaubnisfreier Sondernutzungen 

Die nach § 9 erlaubnisfreien Sondernutzungen können  ganz oder 
teilweise eingeschränkt werden, wenn öffentliche Be lange dies 
vorübergehend oder auf Dauer erfordern. 

§ 11 
Nicht erlaubnisfähige Sondernutzungen 

Die Sondernutzungserlaubnis wird insbesondere nicht  erteilt, für 
nicht ortsfeste wirtschaftliche Werbemaßnahmen, z.B . Herumtragen 
umgehängter Werbetafeln oder Aufstellen von Reklame reitern und 
dgl. 

§ 12 
Ausnahmen 

1. Eine Erlaubnis ist nicht erforderlich, wenn die Benutzung 
durch die Straßenverkehrsbehörde nach § 29 der 
Straßenverkehrsordnung (StVO) erlaubt wird, oder so weit 
Sonderrechte nach § 35 StVO in Anspruch genommen we rden 
können. 

2. Eine Erlaubnis ist ebenso nicht erforderlich für  die in den 
Satzungen über die Benutzung der Wochen-, Jahr- und  
Spezialmärkte geregelten Marktveranstaltungen. 
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§ 13 
Ordnungswidrigkeiten 

Wer dieser Satzung dadurch zuwiderhandelt, daß er e ine öffentliche 
Verkehrsfläche unbefugt zu Sondernutzungen gebrauch t (§ 3, 6, 11) 
oder die mit Erlaubnis verbundenen Auflagen und Bed ingungen vor-
sätzlich oder fahrlässig nicht erfüllt (§ 3, 12) ka nn gemäß Art. 
24 Abs. 2 Satz 2 der Gemeindeordnung in Verbindung mit Art. 66 Nr. 
2 Bayer. Straßen- und Wegegesetz mit einer Geldbuße  bis zu 1.000,— 
DM belegt werden. 

§ 14 
Übergangsbestimmung 

1. Diese Satzung gilt auch für bereits bestehende 
Sondernutzungen. 

2. Für Sondernutzungen, die vertraglich vereinbart sind, gelten 
die Vorschriften dieser Satzung von dem Zeitpunkt a n, zu dem 
das bisherige Rechtsverhältnis beendet wird. 

§ 15 
Inkrafttreten   

Diese Satzung tritt am 01. Januar 1996 in Kraft. 
 

  

Bekanntmachungsvermerk; 
Vorstehende Satzung wurde am 22.09.1995 in der Stad t Waldmünchen 
(Rathaus, Zimmer 2) zur Einsichtnahme niedergelegt.  Hierauf wurde 
durch Anschlag an allen Gemeindetafeln hingewiesen.  Die Anschläge 
wurden am 25.09.1995 angeheftet und am 11.10.1995 w ieder entfernt. 

Waldmünchen, den 11.10.1995 
Stadt Waldmünchen 

 

Waldmünchen, den 21.09.1995  
Stadt Wa l dmünchen  

Aumül ler  
l. B ürgermeister  

Aumüller  
l. B ürgermeister  


